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In den Vereinigten Staaten, der Wiege des Internet, waren zu Beginn des dritten 
Jahrtausend fast 100 Millionen Menschen online, also über moderne integrierte, 
digitale Informations- und Kommunikationsnetze miteinander verbunden. Viele emp­
fanden die Informations- und Kommunikationsumgebung, in der sie sich wieder­
fanden, als einen neuen Raum, der sich individuell und kollektiv «erobern » lässt. Der 
Begriff des «cyberspace », des durch das ecz geschaffenen Raumes, machte Karriere, 
und mit ihm das Wort vom «cyberlaw», der - jedenfalls für Juristen - «final frontier ». 

In den Vereinigten Staaten bevorzuge der öffentliche wie der juristische Diskurs 
das Wortungetüm vom «Cyberrecht ». Es klinge spannend und modern, stelle einen 
direkten Konnex zum Internet und dem «cyberspace» her, und betont damit die 
Verbundenheit zu einer - wie absurd das auch sein mag - virtuellen geographischen 
Verortung. Der traditionellere Begriff «Informationsrecht » hatte dagegen nie eine 
Chance, auch weil den Amerikanern «information law» viel zu sehr nach Regulie­
rung der geradezu verehrten Informations- und Meinungsfreiheit klingt. 

In diesem Essay will ich mich, zu Ehren Jean icolas Drue ys, dem Informations­
reche aus amerikanischem Blickwinkel und - wenn man so will - über den Umweg 
des «cyberlaws» nähern und aus dieser cransaclantischen Perspektive ein wenig über 
seinen Inhalt, seine Funktion und seine Bedeutung mucmassen. Es ist nichts mehr 
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als eine Fussnote in der spannenden Diskussion zum Informationsrecht, die Druey 
wesentlich mitgeprägt hat 1

• 

1. Die Geschichte eines Begriffs 

Cyberlaw. Jedenfalls zweimal wurde der Begriff anfangs von der Politik gekidnappt . 
Einmal als amerikanische Kongressabgeordnete sich anschickten mit gesetzlichen 
Mitteln dem Schmutz und Schund im Internet Herr zu werden. Es war 1996 . Die 
Regierung Clinton wollte ihr Bundesgesetz zur weitgehenden Liberalisierung des 
regionalen und lokalen Telekommunikationsmarktes durch den Kongress bringen. 
Die in der Mehrheit befindlichen Republikaner fügten dem Telecom Acr.2 in letzter 
Minute ein Gesetz zum (so lautet die wörtliche Übersetzung) «Anstand in der Kom­
munikation » (den «Communication Decency Act»)3 an und verabschiedeten es. Der 
Präsident sah von einem Veto ab- das hätte die gesamte Telekom-Liberalisierung auf 
die lange Bank geschoben. Damit wurde erstmals auf Bundesebene «cyberlaw» geschaf­
fen - Recht , um den schmutzigen cyberspace auszumisten. 

Darauf erklärte die Internet-Ikone John Perry Barlow am World Economic Fo­
rum in Davos stellvertretend für viele Internet-Nutzer den cyberspace für unabhän­
gig4. Gesetze der realen Welt hätten , so Barlow, in ihm keine Geltung. Ausserdem 
mangelte es ihnen an der Möglichkeit der Durchsetzung 5• Für ihn ist cyberspace ein 
neuer Raum für eine neue Gesellschafc6

• Nicht nur mit dem Titel - «Declaracion of 
lndependence » - wollte er ganz bewusst an jene Erklärung 220 Jahre zuvor anknüp­
fen, die zum Urtext nationaler Selbstbestimmung schlechthin wurde 7• 

Diese beiden Extrempositionen sind inzwischen weitgehend antiquiert. Der Com­
munication Decency Ace (CDA), der antrat den cyberspace zu säubern, wurde vom 

Vgl. nur JEAN ICOIAS D RUEY, Information als Gegenstand des Rechts, Zürich/Baden -Baden 1995 . 
2 Publi c L. 0 104-10 4, 110 Stat 56 , kodifizerc als 18 U.S.C. und 47 U.S.C. 
3 47 U.S .C. § 609 (1996). 
4 JOHN PERRY BARLOW, A Declaracion of lndependence of Cyberspace, 56 The Humanist 18-19 

( 1996), online uncer http://www.eff.org/pub/Publicacions/John_Perry _Barlow/barlow_0296.de­
claracion. 

5 Id , «Governmencs derive cheir just powers from ehe consent of ehe governed. You have neicher 
soliciced nor received ours. We did not invice you. You do not know us, nor do you know our 
world. Cyberspace does not lie wiehin your borders. » 

6 Id, «We will create a civilizacion of ehe Mind in Cyberspace. May ic be more humane and fair ehan 
ehe world your governmencs have made before .» 

7 Id , «In ehe Uniced Stares, you have roday creaced a law, ehe Telecommunicacions Reform Ace, 
which repudiaces your own Conscirucion and insulcs ehe dreams of Jefferson, Washington , Mill, 
Madison , DeToqueville, and Brandeis. These dreams musr now be born anew in us.» 
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Supreme Court in wesentlichen Teilen für verfassungswidrig erklärt8
, gerade weil das 

Höchstgericht nicht einsehen wollte, warum die Informationsfreiheit im cyberspace 
strenger reglementiert sein müsse, als im «realen» Leben9• Und Barlows Sicht erhielt 
zwar Unterstützung als David Johnscon und David Post eloquent argumentierten, 
cyberspace sei ein separater Platz, für den ein eigenes Recht , analog zum !ex mercaco­
ria, von den Betroffenen in freier Selbstbestimmung zu etablieren sei 1° . Nur die Ge­
meinschaft der Internet-Nutzer selbst könne - im Gegensatz zu Nationalstaaten -
eine umfassende Rechtsdurchsetzung (im Wesentlichen durch erzwungenen Ausschluss 
aus der Gemeinschaft) garantieren 11

. Aber auch gegen diesen Sonderweg wandten 
sich bald die Gerichte in einer Reihe von Entscheidungen , von der Verurteilung des 
Ehepaares Thomas 12 bis zum Verbot des Musiktauschsystems apster 13

• Wenn aber 
der cyberspace kein besonderer Ort ist, dann bedarf es auch keines cyberlaw, um 
diesem Ort sein Recht zu geben 14. 

Cyberlaw kann aber auch als Querschnittsmaterie betrachtet werden, als Summe 
aller Rechtsnormen, die Aktivitäten von Internet-Usern am Netz normieren. Der 
Bogen spannt sich von der Informations- und Meinungsfreiheit über das Recht am 
geistigen Eigentum und dem Datenschutz zu veruagsrechtlichen Fragen von Wil­
lenseinigung , Abschluss(ort) und Erfüllung. Dazu kommt Internationales Privatrecht 
(lPR) und Internat ionales Zivilverfahrensrecht (IZVR ) verbunden mit Nachbarge­
bieten im Telekommunikations- und Medienrecht. In diesem Sinn wird cyberlaw 
heute an amerikani schen Law Schools unterrichtet - von Harvard bis Stanford , von 
NYU bis Berkeley15. 

8 ACLU v. Reno, 521 U.S. 844 (199 ). 
9 Der Gesetzgeber ha1 das nicht begreifen (woUen}. ein Versuch, den Geist des CDA durch Verab­

schiedung eines abgeschwächten Children Online Proteccion Ace (COPA , kodifiziere als 47 U.S.C. 
§ 1401) zu retten , scheiterte ebenfaUs am First Amendrnenc (ACLU v. Reno [ACLU II], 217 F.3d 
162 [3d Cir. 2000]. Dessen achfolgemodeU, der Children lncernet Proteccion Ace (CIPA, kodi­
fiziere als 20 U.S.C. § 9134 und 4 . . C. § 254 (h)) ist wieder Gegens tand eines ormen­
koncroUverfahrens. 

10 DAVID JOHNSO /DAVID POST, Law and Borders : The Rise ofLaw in Cyberspace, 48 Stanford Law 
Review 1367 (1996 ). 

11 DAVID POST, Anarchy, State, and ehe lncernec: An Essay on Law-Making in Cyberspace, 1995 
Journal of Online Law arc. 3. 

12 Uni ted States v. Thomas , 74 F.3d 701 (6th Circuit 1996) . 
13 A&M Recordings et al. v. apste r, lnc. , 239 F.3d 1004 (9 th Circuit , 2001 ). 
14 So auch JACK L. GOLDSMITH, Against Cyberanarchy , 65 Universicy of Ch icago Law Review 1199 

(1998 ). 
15 Vgl. ecwa die Lehrveranstaltungen des Berkman Centers , http: // cyber.law.harvard.edu. 
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II. Cyberlaw- und das Recht des Pferdes 

Diesem Ansatz ist schon bald Richter Frank Easterbrook anlässlich eines der ersten 
Symposien zum Thema mit scharfer Kritik entgegengetreten. Er warf den cyberlaw­
Anhängern vor, sie würden sich mit etwas beschäftigen, das sich genauso gut als 
kohärentes Ganzes zusammenfassen, analysieren und lehren lasse, wie das «Recht des 
Pferdes»16. Auch Rechtsfragen rund um die Pferdehaltung könne man zusammenfas­
sen und als Querschnittsmaterie betrachten, aber niemand tue das - mit gutem Grund. 
Denn das «Recht des Pferdes» eröffnet Juristen keine neue Perspektiven, sondern 
impliziert lediglich die Anwendung bekannter rechtlicher Figuren auf einen bestimm­
ten Kontext von Lebenssachverhalten 17• 

1. Lessigs Strukturargument 

Easterbrooks Kritik ist überzogen. Vielen heute arrivierten juristischen Gebieten -
vom Handelsrecht zum Arbeitsrecht - wurde einstmals mit ähnlichen Argumenten 
die Bedeutsamkeit abgesprochen. Mehr noch: Einer ganze Reihe von «modernen» 
Rechtsgebieten -vom Medizinrecht über das Verkehrsrecht bis zum Schirecht- könnte 
man ähnliche Vorwürfe machen. Und doch ist seine Kritik im Kern ernst zu neh­
men. 

Was lässt es über die Mode und den dotcom bubble hinaus tatsächlich notwendig 
erscheinen, dem cyberlaw Aufmerksamkeit zu schenken? Sind es nicht des Kaisers 
neue Kleider? 

Lawrence Lessig antwortete Richter Easterbrook 18• Zuerst gibt er ihm recht: Ja, so 
gesehen sei cyberlaw in der Tat kein eigenes Rechtsgebiet. Aber Easterbrook mache 
einen Fehler, indem er nicht erkenne, dass uns cyberlaw-die Frage nach der Schnitt­
stelle von Recht und cyberspace - etwas für die gesamte Rechtsordnung bedeutsames 
vermitteln könne. Lessigs Fokus ist die Funktion von Recht als gesellschaftliches 
Regulierungsinstrument. In unserem Verständnis beschränkt die Rechtsordnung das 
Handeln der Bürger. Im cyberspace, so Lessig, bedarf es dafür nicht des Rechts. Die 
Rolle kann - besser und billiger - von technischen Strukturen übernommen werden . 

16 FRANK H . E.ASTERBROOK, Cyberspace and ehe Law of ehe Horse, 1996 Universicy of Chicago Legal 
Forum 207 (1996). 

17 Eascerbrook ist nicht der einzige Kritiker; vgl nur JOSEPH H. SOMMER, Against Cyberlaw, 15 Berkeley 
Technology Law Journal 1145 (2000). 

18 LAWRE CE LESSIG, The Law of ehe Horse: Whac Cyberlaw might teach, 113 Harvard Law Review 
501 (1999). 
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Wer wiederum die technischen Strukturen - erze, Hardware, Software - kontrol­
liert, der sei der wahre Normsetzer. «Code [gemeint ist Softwarecode] is law», schreibt 
er plakativ 19. 

Je stärker sich die Regulierung gesellschaftlicher Kommunikation aber weg vom 
Reche und hin zur Technik verlagert, desto intensiver muss man die Techniker fra­
gen, nach welchen Verfahren sie diese Regeln festlegen. Lessig sorgt sich dabei nicht 
nur unmittelbar um Verfahrensgerechtigkeit, Transparenz , Minderheitenrechte oder 
demokratisch e Legitimation, sondern ganz allgemein um die damit einhergehende 
Privatisierung des gesellschaftlichen Diskurses und Meinungsbildungsverfahrens 20

. 

Mit dieser geschickten Zuspitzung auf die strukturelle Herausforderung des cyber­
space für das Recht ist Lessig berühmt geworden, auch wenn andere vor ihm schon 
von dieser Herausforderung gesprochen haben 21

• Frederick Schauer hat darüber hi­
naus zur Vorsicht gemahnt: Nicht erst seit dem Internet normiert die Technik, wie 
wir miteinander umgehen22

. Schauer verweise auf den Trabant aus DDR-Zeiten: Damit 
sei es unmöglich gewesen, schneller als 130 km/h zu fahren. Auch das sei eine tech­
nisch normierte Grenze. Deshalb aber sprechen wir noch nicht davon, dass der Tra­
bant die Existenz der Rechtsordnung herausfordert. 

Aber Lessigs Cyberspace-Srrukturargument 23 und Schauers Trabant-Beispiel unter­
scheiden sich auf zweifache Weise voneinander: Funktional dient der Trabant der 
Fortbewegung, das Internet der Information und Kommunikation. Entgleitet der 
Gesellschaft die ormierung der Fortbewegung ist dies weniger bedeutsam als wenn 
andere über Information und Kommunikation der Menschen untereinander ent­
scheiden. Zum zweiten sind - so hat schon Steinmüller festgehalten - digitale Infor­
mations- und Kommunikationstechnologien wesentlich flexibler gestaltbar24• Les-

19 LAWRE CE LE.SSIG, Code; and other Laws ofCyberspace , ew York 1999. 
20 Vgl. zuletzt LAWRE CE USSIG, The Future of Ideas - The Fate of the Commons in a Connected 

World, ew York 2001. 
21 Lessig selbst zitiert JOEL R. REJDE BERG, Lex lnformatica: The Formulation oflnformation Policy 

Rules Through Technology, 76 Texas Law Review 553 (1998); den gleichen Ansatz hatten davor 
schon RoHAN SAMARAJIVA (Elec cronic Public Space , Vomag Salzburg 1995), der meinte «space is 
no neutral conrainer », und WILLIAM MITCHELL, City of Bits : Space , Place , and the Infobahn , Cam­
bridge 1995 , 111 ff.; rezipiert u.a. in VrKTOR MAYER-SCHONBERGER, Das Recht am Info-Highway, 
Wien 1997, 40 f 

22 FREDERICK SCHAUER in einem Vortrag vor der Subtech 2000 Konferenz, Juli 2000, Cambridge, 
MA; vgl. http:/ /www.s ubtech2000.ha rvard.edu. 

23 Ich habe das wiederholt als «suukrurelle Herausforderung » bezeichnet; vgl. VIKTOR MAYER­
SCHO BERGER, Information Law Amid Bigger, Better Markers, in JOSEPH YEIJACK DoNAHUE (H RSG), 
Governance Amid Bigger, Better Markers, Washington 2002, 266; VIKTOR MAYER-SCHO BERGER, 
The International Lawyer in Tunes ofCyberspace, in JE s DROLSHAMMERIMICHAEL PFEIFFER (H RSG), 
The lnrernationalization of the Practice of Law, The Hague 2001, 401. 

24 WILHELM STIINMÜLLER, Riskante etze, Informations- und Kommunikationstechnik zwischen Tech­
nologie-Abschätzung und Technik-Gestaltung , Wien/München 1990, 30 f. 
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sigs Argument gewinnt an Wert durch die Kombination aus gestiegener Gestaltungs ­
bedeutung und erhöhter Gescaltbarkeit des cyberspace. Er hat damit dem Begriff des 
cyberlaw neues , sinnvolles Leben eingehaucht. 

Gesucht ist nicht mehr ein imaginiertes neues Rechtsgebiet errichtet aus Versatz­
stücken bereits bekannter Gebiete. Stattdessen mögen wir uns darauf konzentrieren, 
wie das Phänomen «cyberspace» (als Platzhalter für die neuen Informations- und 
Kommunikationsnetze ) die Rechtsordnung an sich herausfordert. Der Einsatz hat 
sich verändert: Es geht nicht mehr um die Frage der Anwendung des Rechts auf den 
cyberspace - um seine rechtliche Fassung- , sondern vielmehr (und geradezu umge­
kehrt) um die von ihm ausgehende Gefahr für das Recht an sich. Für Lessig ist das 
ein zentraler Kern von Informationsrecht. 

2. Coase ' Transaktionsargument 

Hinzu tritt eine weitere Dimension. Cyberspace impliziert viele wirtschaft liche Trans­
aktionen am «globalen virtuellen Marktplatz ». Transaktionen wiederum bedürfen, 
gerade wenn sie über zeitliche und örrliche Distanz abgeschlossen werden, des gegen­
seitigen Vertrauens der Transaktionspartner. Fehlt dieses Vertrauens, muss es aus an­
derer Quelle hinzutreten. eben konkreten Quellen des Vertrauens - Bürgen, Ga­
ranten - ist das Recht eine abstrakte Vertrauensquelle: Es reicht mitunter, darauf zu 
vertrauen , dass im Konfliktfall die Rechtsordnung den Transaktionspartner zur verein­
barten Leistung zwingt 25 . Recht kann diese Funktion der Transaktionssicherung je­
doch nur dann wahrnehmen, wenn die damit verbundenen Transaktionskosten rela­
tiv gesehen gering sind 26. E-commerce -Transaktionen sind aber in der Regel durch 
relativ geringe Transaktionswerte bei relativ hohem Transaktionsvolumen gekenn­
zeichnet. Das lässt das Recht als abstrakte Quelle des Vertrauens für E-commerce­
Transaktionen unwirtschaftlich werden, besonders wenn diese Transaktionen über 
die Grenzen nationaler Rechtsordnungen hinaus abgeschlossen werden 27

. 

Gelingt es dem Gesetzgeber nicht, die Transaktionskosten der Anwend ung des 
Rechtes zu senken, werden Märkte nach Alternativen greifen 28

. In manchen Berei­
chen ist dies bereits geschehen: ICANN 29 sieht ein zwingendes ausserrechrliches Streit-

25 Oder jedenfalls zum Ersatz des entstandenen Schadens. 
26 R ONALD H . COASE, The Problem ofSocial Cost, 3 Journal ofLaw and Economics 1 (1960). 
27 Dazu V1KTOR MAYER-SCHÖ BERGER, Recht am Ende?, FS Weissmann, Wien 2002 , im Druck. 
28 Ich habe hier bewusst einen ökonomischen Ansatz gewählt. Man kann Information als Surrogat 

für Recht auch aus soziologischer Perspektive sehen; vgl. dazu schon Druey (FN 1), 39. 
29 The Internet Corporation for Assigned ames and Numbers (ICAN ), ein kalifornisches Non­

profo-Unternehmen, dass mit der Verwaltung des lnternet-Adresss-Systems betraut ist; http:// 
www.icann .org . 
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beilegungsverfahren für Konflikte über Internet Domain Namen vor3°. Amazon.com 
und andere E-commerce-Anbieter vertrauen weniger dem Recht, als den grossen, 
weltweiten Kreditkartenunternehmen die Durchsetzung ihrer Transaktionen an31

. 

Und der virtuelle Marktplatz Ebay gibt seinen Kunden die Möglichkeit den jeweili­
gen Transaktionspartner zu bewerten 32. Durch diesen Markt an Bewertungsinforma­
tionen konnte die Betrugsrate auf einen Fall je 60'000 abgeschlossene Transaktionen 
gesenkt werden - ganz ohne Recht33 • 

In dieser lnfragestellung des Rechts ergänzt das Transaktionsargument Lessigs 
Strukturargument: Aus ökonomischen Gründen droht Recht durch andere Normen 
ersetzt zu werden, deren Entstehung und Anwendung nicht unseren bekannten Vor­
stellungen von Demokratie, Transparenz und Gerechtigkeit entsprechen. Die Beschäf­
tigung mit cyberlaw wird so zu einem «test case» für das Recht an sich und gewinnt 
damit gleichzeitig - und keineswegs ungewollt - an Bedeutung. Bemerkenswert ist 
die gemeinsame Wurzel beider Argumentationsstränge: die Coase'sche Theorie der 
Transaktionskosten und der in Reaktion auf eine ökonomische Ineffizienz einherge­
henden Gefahr der Verdrängung des Rechts. Ganz gleich, ob in die Debatte Recht 
aus prozessualer Sicht - also von den Transaktionen her - oder aus struktureller, 
institutioneller Sicht analysiert wird, es ist im Kern stets eine Diskussion auf dem 
Boden von «law and economics», der man durch den Hinweis auf die Gefährdung 
des Rechts an sich eine nachdrückliche Dramatik verleiht. 

Für Mitteleuropäer muss das merkwürdig erscheinen. Zum ersten ist die Diskus­
sion um die Transaktionskosten im grenzüberschreitenden E-commerce auch eine 
Diskussion über die rechtlichen Aspekte der Globalisierung34

. Man könnte genauso 

30 Dazu MAim, TOTTER, Domain amen international: l und ihr alternatives Streitbeilegungs-
verfahren, in Yn<TOR MAYER-SCHONBERGERIFRA,'-'Z GALWMARKus FALLENBOCK (HRSG), Das Reche 
der Domain amen, Wien 2001, 169; eine Bewertung nach rechtsstaatlichen Gesichtspunkten 
bietet AN ETIE KuR, UDRP (2001 ), http:/ /www.incellecprop.mpg.de/Online-Publikationen/2002/ 
UDRP-srudy-final-02.pdf; kritisch daz.u A. MICHAEL FROOMKl , Semi-Private International 
Rulemaking: Lessons Learned from the WIPO Domain ame Process, in CHRISTOPHER T. MARSDEN 
(H RSG), Regulating the Global Information ociery, ew York/London 2000, 211; sowie Y1KTOR 
MAYER-SCHO BERGER, 1 amenlose Zukunft~, in t-1,WER-CHÖNBERGERIGALLAIFALLE BOCK, 189. 

31 In den sechs Wochen vor Weihnachten 2001 ecwa erhielt Arnazon.com welcweic über 38 Millio­
nen Einz.elbescellungen mit einem Transaktionswert von weit umer 100 Euro; vgl die Pressemittei­
lungen unter http://www.amazon.com. 

32 Eine umfassende Analyse derartiger Märkte an Bewerrungsinformationen bieten CHRJSTOPHERAVERY/ 
PAUL REs ICKIRICHARD ZECKHAU ER, The Marker for Evaluations, American Economic Review 
89(3), Juni 1999, 564. 

33 D EBORAH Ko 'G, Internet auccion fraud increases, A Today, 23. Juni 2000. 
34 Diese Globalisierung der Gütermärkce unterscheidet sich von der Anfang des 20. Jahrhunderts 

stark ausgeprägten Internationalisierung, indem sie - wie erwähnt - die Hierarchie der uadicionel­
len Handels- und Discributionssuukcuren durchbricht. 
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gut von der Notwendigkeit eines «Globalisierungsrechts » sprechen, ein Begriff der 
sich aber im Gegensatz zu cyberlaw bisher nicht verbreitet hat. Zum zweiten erinnert 
Lessigs Hinweis auf die normsetzenden Strukturen der Technik an eine frühere «Inkar­
nation » der informationsrechdichen Diskussion, besonders in Deutschland. Vor allem 
Steinmüller3 5 und Podlech 36 drängten Anfang der siebziger Jahre darauf Informa­
tionsrecht als Recht der Technologie-Abschätzung zu sehen. Die in der Strukturde­
batte in den USA geforderte Offenlegung des Windows-Programmcodes, oder allge­
meiner die (Re-)Demokratisierung des technischen Normsetzungsprozesses, ist 
ebenfalls der Versuch, die Folgen des Einsatzes von Informationstechnologien in die 
gesellschaftliche Diskussion - im Zuge von formalen Verfahren - zu re-integrieren 37. 

3. Das Substanzargument als «tragische Wahl» 

«Law and economics » ist auch das Fundament eines dritten Typs von Cyberlaw­
Debatten. Auf den ersten Blick scheint dieser Typ inhaltlich vielversprechender, weil 
er - im Gegensatz zu den beiden anderen dargestellten Diskussionen - nicht Technik 
oder virtuelle Transaktion, sondern die Information und die Rechtsbeziehung der 
Bürger zu ihr zum Ausgangspunkt der Überlegungen macht. An den beiden The­
menbereichen «Schutz des geistigen Eigentums» und «Datenschutz » entwickeln sich 
daraus in den USA zwei mal zwei verwandte, im Folgenden kurz umrissene Argu­
mentationsketten, die ich verkürzt darstelle. 

a) Schutz geistigen Eigentums: 

Variante aa): Durch die fortschreitende Digitalisierung geistiger Schöpfungen (Wort, 
Bild, Ton, Film) wird die Erstellung von Kopien nicht nur einfach. Kopien unterschei­
den sich auch nicht mehr vom Original. Sie sind, im besten Sinn, selbst Originale. 
Deren weltweite Verbreitung ist über das Internet zu sehr geringen Kosten möglich. 
Die Schöpfer dieser Werke müssen hingegen zur Durchsetzung ihrer subjektiven 
Rechte nationale Rechtsordnungen bemühen, die - soweit sie diese Rechte über­
haupt durchsetzen können - zu langsam, zu teuer und zu partikulär sind. Der Schutz 

35 WILHELM STEINMÜLLER, Quo vadis Computer? - Vermutungen über Alternativen künftiger sozio­
ökonomischer Entwicklungen, in G ERD H OFFMANN/B ARBARA TI ETZEI Ao ALBERT PooL ECH (H RSG), 

umerierte Bürger , Wuppertal 1975, 139 . 
36 Ao ALBERT PODLECH, Datenschutz im Bereich der öffentlichen Verwaltung , München 1973 . 
37 Dem scharfsinigen Beobachter kann die Ironie der Übereinstimmung von Lessig als Vertreter der 

Chicagoer Schule mit den systemtheoretischen Ansätzen Ste inmüllers und Podlechs nicht verbor­
gen bleiben . 
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geistigen Eigentums mag damit zwar formal noch nicht «tot» sein, aber in der Praxis 
setzen sich in Zeiten eines dezentralisierten, unkontrollierbaren Peer-co-Peer-Net­
working (Gnucella et al.) alle darüber hinweg38

. 

Variante bb): Die modernen Informations- und Kommunikationstechnologien (vor 
allem PC und Internet) erlauben erstmals einen umfassenden technischen Schutz 
aller Werke. Eine Kombination aus Hard- und Software kann ein illegales Vervielfäl­
tigen und Verbreiten ausschliessen. Produzenten und Rechteinhaber haben ein nach­
haltiges Interesse, diesen technischen Schutz geistigen Eigentums zu etablieren. Micro­
softs Digital Righcs Management Software39, Real etworks Real Jukebox 40 und Intels 
Chip-ID 41 sind erste Schritte in diese Richtung. Voraussetzung aber für diesen perfek­
ten Schutz geistigen Eigentums ist die vollständige Transaktionstransparenz. Jede 
Aktivität, jedes Klicken, jedes Handeln am Computer und im erz müssen vom 
System aufgezeichnet und analysiert werden. Das bedeutet die Abschaffung der Privat­
sphäre und der Anonymität. Mit anderen Worten: Geistiges Eigentum lässt sich auch 
in der Informationsgesellschaft schützen, aber nur gegen Aufgabe des Rechtes auf 
Privatsphäre und informationelle Selbscbestimmung 42. 

b) Datenschutz/informationelle Selbstbestimmung: 

Variante aa): Durch die fortschreitende Digitalisierung personenbezogener Informa­
tionen wird deren Erfassung, Verarbeitung, Speicherung, und Weitergabe immer leich­
ter. Wirtschaftlich spricht immer weniger für eine Informationsökologie und immer 
mehr für das Datensammeln auf Vorrat. Unter geschickter Ausnutzung eines Forum 
Shoppings lassen sich Informationsverarbeiter dort nieder, wo bei ausreichender etz­
Verbindung nationale Datenschutznormen am geringsten ausgebildet sind43• Die 
Verbringung personenbezogener Daten ins Ausland ohne Zustimmung des Betroffe­
nen ist zwar in vielen nationalen Datenschutznormen untersagt. Aber wie beim Schutz 
geistigen Eigentums scheitert die Durchsetzung dieser nationalen armen an den 

38 Vgl. DAMIE A. RlEHL, Peer-eo-Peer Disuibution ystems: Will apscer, Gnutella , and Freenet 
Create a Copyright irvana or Gehenna? , 27 Wm . Mitchell Law Review 1761 ; GLYN S. Lu EY, 

The Death of Copyright: Digital Technology , Private Copying , and ehe Digital Millenium Copy­
right Act, 87 Va. Law Review 813 . 

39 JoH Bo IUAND, Microsoft plays OS card to cemenc ant i-piracy role, C ET ews.com , 1.2.2001. 
40 Real ecworks' Privacy lntrusion , Junkbusters , http: // www.junkbusters.com /ht /en/real .hcml. 
41 j ONATHA W EJ BERG, Hardware-Based ID , Righcs Management , and Trusted ystems , 52 canford 

Law Review 1251. 
42 LESSIG (F 19), 127 ff. 
43 Vgl. nur A. M ICHAEL FROO M KJ. , The lmernet as a ource ofRegulacory Arbicrage , in BRJAN KAHi / 

CHARLES ESSO (H RSG), Borders in Cyberspace , Cambridge 1997, 129 . 
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damit verbundenen Kosten. «You have zero privacy anyway. Gec over ic.», rät launig 
Scocc Mc ealy44 und David Brin meine nicht nur pragmatisch, wir sollten diese 
gläserne Gesellschaft schätzen lernen , denn die informationelle Selbscbescimmung 
als subjektives Reche sei in der Informationsgesellschaft praktisch am Ende 45. 

Variante bb): Kennech Laudon 6 schlägt vor, an personenbezogenen Informationen 
ein Quasi-Eigentumsrecht zu begründen. Damit würden die Betroffenen auf den 
ohnehin bereits bestehenden Märkten an personenbezogenen Informationen wenigs­
tens eine winschaftliche Dispositionsrolle erhalten. Sie können dann selbst darüber 
bestimmen, wem sie für wieviel was an personenbezogenen Informationen für wel­
chen Zweck überlassen. Die Durchsetzung der subjektiven Quasi-Eigentumsrechte 
auf einem derartigen welcweicen Marke personenbezogener Informationen soll ein­
mal mehr die Technik übernehmen , denn nur mit ihrer Hilfe lassen sich - wie das 
Coase'sche Theorem - es verlange- die Transakcionskoscen legitimen Handelns gegen­
über illegitimen Handelns relativ gering halten. Was Laudon fordere ist aber - und 
darauf hat Pamela amuelson hingewiesen - erneue ein perfektes technisches Sys­
tem der Überwachung jedes Einzelnen. Das aber hiesse nichts anderes als um das 
Reche auf Privatsphäre der Bürger zu schürzen eben dieses wieder abzuschaffen - ein 
in der Tac hoher Preis49. 

So scheinen wir vor einer durch und durch «tragischen Wahl » zu stehen. Uns 
bieten sich mehrere cracegien, die scecs zum Ende eines zentralen Individualrechts 
unserer Gesellschaft führen. Cyberlaw als apokalyptischer Reiter? Das mag unterhal­
ten und den Diskurs über zentrale gesellschafcliche Fragen informieren, anregen und 
gestalten. Aber es unterscheidet sich grundlegend von der in Europa geführten infor­
macionsrechclichen Debatte. 

44 Pouv SPRE GER, Sun on Privacy: ,Ger Over lc>, Wired ews, 26 .1. 1999, hctp: / /www . wired.com/ 
news/po licics/0, 1283 , 17538,00. hcml. 

45 DAVID BRI , The Transparent Sociecy, Reading 1998. 
46 KE ETH LAuoo , Markers and Privacy, Communicacions of ehe ACM 1996/9 , 92; vgl. auch 

RICHARD S. M uRPHY, Propercy Righcs in Personal Informacion: An Economic Defense of Privacy, 
84 Georgecown Law Journal 2381 (1996); PATRICIA MELL, Seeking Shade in a Land of Perpetual 
Sunlight: Privacy as Propercy in ehe Electronic Wilderness, 11 Berkeley Technology Law Journal l 
(1992). 

47 Das Coase 'sche Theorem besagt , dass ein Recht scets bei jenem endet , der daraus den grössren 
utzen ziehen kann , unter der Voraussetzung vernachlässigbarer Tran sakcionskosten ; vgl. COASE 

(F 26). 
48 PAMELA SAMUELSO , Privacy as Propercy?, 52 Stanford Law Review 1125 (2000 ). 
49 Pikanterweise siehe LESSIG (F 19), 161 f. in einem Quasi-Eigentumsrecht eine pragmatische 

Chance für den Daten schutz und übersiehe dabei die Gefahr , die er für technische Strukturen zum 
Schutz geisrigen Eigentums sehr wohl erkannt hat. 
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III. Europäisches Information srecht 

atürlich: Auch in Europa hat man Lessig rezipien 50 und ist sich der Herausforde­
rung der Transaktionskosten im Ecommerc e bewusst51. Jedenfalls in die akademi­
schen Debatte fand auch hierorts die ökonomischen Analyse des Rechts Eingang 
und machte Juristen mit dem Coase 'schen Theorem vertraut 52. Selbst Vorschläge, 
Teile der eigenen «persona » marktfähig zu machen, analog zu Laudons Vorstellungen 
in den USA, wurden eloquent und überzeug end vorgetragen 53• 

Doch den Brennpunkt der informationsrechtlichen Debatte konnten diese Einflüs­
se kaum verändern. In Deutschland hielt nach einer relativ kurzen Phase der Beto­
nung der Technologie-Abschätzung 54, Hans-Peter Bull fest, dass Informationsrecht 
nicht «Recht der lnformationst echnik»55 sei, sondern «Recht der lnformationsbezi e­
hungen»56. Und auch Jean icolas Drue y sieht die Information als Fundament seiner 
Betrachtung. Für ihn ist Informationsrecht die Gesamtheit der ormen , die sich mit 
Information befassen57• 

Aus diesen unterschiedlichen Auffassungen im amerikanischen und europäischen 
Diskurs ergibt sich - verständlicherweise - ein Spannungsfeld , das für beide Seiten 
von Bedeutung ist. Denn das Phänomen des cyberspace ist, wie Thomas Hoer en, 
treffend formuliert «de-territorialisierc »58. Dadurch aber wirkt jede Rechtsordnung 
unmittelbar in andere hinein. Es kommt zu so genannt en «spill-over»-Effekten : Als 
ein bayerischer Staatsanwalt gegen den Geschäftsführer der deutschen iederlassung 

50 Starr vieler BERND LUTTERBECK, In ternet Governance, in HEL"1lff BÄUMLER (H RSG), E-Privacy -
Datenschu tz im Internet, euwied 2000; CHRJSTIA: AHLERT, Lawrence Lessig, Spiegel Onl ine, 
27.9.2000, hrrp://www. piegel.de/netzwelc/politik/0,1518,95412,00.hunl. 

51 Vgl. nur H EJ, z-D IETER MAN. ·/CHRJSTW KIRCH ER/ERICH CHANZE (H RSG), ökonomisc he 
Analyse des Recht , cuttgart 1993. 

52 CoASE (F 26). 
53 BRU o SEE.MAN , Prominenz als Eigenrum, Baden-Baden 1996; DREAS FREITAG, D ie Kommer-

zialisierung von Darbietung und Persönlichkeit des ausübenden Künstlers, Baden-Baden 1993; 
vgl. auch vorsichtiger HORST-PETER GOTT! "G, Persönlichkeitsrecht e als Vermögensrechte, Tü bin­
gen 1995; MICHAEL LEHMAN , Das wirtschaftliche Persönlichkeitsrecht von Anbieter und ach­
frager, in H.Af.:s FoRKEL (H RSG), Beiträge zum chutz der Persönlichkeit und ihrer schöpferischen 
Leisrungen: Festschrift für Heinrich Hubmann zum 70. Geburts tag, Frankfurc/Main 1985, 255. 

54 STEI MÜLLER (F 35); PODLECH (F 36). 
55 Dieser Bereich heisst dementsprechend auch nicht Informationsrecht, sondern Informatik recht. 
56 HANs-PETER Buu, Vom Datenschutz zum Informationsrecht- Hoffnungen und Enttäuschungen, 

in HARALD Ho~w (H RSG), Freiheicssicherung durch Datenschutz, uh rkamp 1987, 173 hier 
181. 

57 DRUEY (F 1), 43. 
58 THOMAS HoEREN, Internet und Recht - 1eue Paradigmen des Informatio nsrechts, JW 1998, 

2849. 
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von Compuserve, einem weltweiten Online-Service-Dienst der heute zu AOL/Time­
Warner gehört, wegen der über Compuserve zugänglichen Informationen ermittelte, 
nahm die Compuserve-Zentrale in den USA eine grosse Menge an Informationen 
aus dem System 59. Und der «Economist » fragte rhetorisch: «When Bavaria wrinkles 
its nose, must ehe whole world catch a cold?»60 So werden Amerikaner und Europäer 
im cyberspace unmittelbar mit der jeweils anderen Rechtsordnung konfrontiert. Die 
daraus resultierenden Spannungen werden durch die zunehmende Verwobenheit des 
Internet und des E-commerce nur noch stärker offenkundig. Gleichzeitig fehlt, be­
sonders für sensible Bereiche, ein objektives Verfahren der Beilegung dieser Span­
nungen. Das zeigt nicht zuletzt der lange Screit61 um die extraterritoriale Dimension 
der EU-Datenschutz-Richdinie 62

. 

Aber warum können wir nicht erwarten, dass sich diese Spannungen im Laufe der 
Zeit entschärfen lassen? Warum ist gerade in einer Zeit der globalen Informations­
vernetzung die Bildung eines gemeinsamen transatlantischen informationsrechdi­
chen Fundaments so schwierig? 

:,, Die Europäer stellen - zu Recht - primär die Beziehungen zwischen Information 
und Individuum in den Mittelpunkt. Diese Verbindung zwischen Information und 
Mensch ist ein relationales Band , das die Rechtsordnung formal anerkennt. So wird 
es zum subjektiven Recht. Die Struktur dieses Bandes unterscheidet es aber von an­
deren subjektiven Rechten , deren Objekt nicht Information ist. Auch das subjektive 
Recht an Eigentum begründet ein Band zwischen einer Sache und dem darüber als 
Eigentümer verfügungsberechtigten Individuum , aber dessen Struktur ist anders: Sie 
ist als Verfügungsrecht des Eigentümers über die Sache konzipiert. Diese klare Rela­
tion - vom Eigentümer zur Sache - ist dafür konstitutiv. 

Die Struktur des Bandes zwischen Information und darüber verfügungsberech­
tigtem Individuum ist hingegen eine andere. Natürlich hat sie - ähnlich dem Eigen­
tumsrecht - auch die Dimension der Verfügungsgewalt. Aber, im Gegensatz zur Sa­
che wirkt Information auch auf den damit verbundenen Menschen zurück. Für das 
Urheberrecht - ein vertrautes subjektives Recht an Information - ist uns das wohl 
bekannt: Ein Buch reflektiert auf den Autor, ein Bild eröffnet uns den Maler, ein 

59 Zum rechtlichen Context der Causa Somm ausführlich der mit der Verteidigung mirbeaufcragre 
ULRICH SIEBER, Strafrechtliche Verantwortlichkeit für den Datenverkehr in internationalen Compu­
ternerzen, JZ 429 (Teil 1) und 494 (Teil 2) (1996 ). 

60 Sex on ehe Internet , The Economisr , 6.1.1996, 18. 
61 Safe Harbor - Entscheidung der Kommission vom 26.7.2000 , ABI L 215, 7 vom 25 .8.2000 , 

berichtigt durch ABI L 115, 14 vom 25.4 .2001 . 
62 RL 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rares vom 24. Oktober 1995 zum Schurz 

natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Dat enver­
kehr, ABI L 281 , 31 vom 23.11.1995. 
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Komponist offenbart sich durch seine Musik. Das gilt auch für personenbezogene 
Informationen. Auch sie sagen uns etwas über die betroffene Person. Bilder, Briefe 
und Tagebücher machen uns den Abgebildeten, den Autor zugänglich, sie reflektie­
ren auf ihn zurück. Im Gegensatz zum Eigentumsrecht ist bei subjektiven Rechten 
an Information daher das Band zwischen Information und lndividuun bidirektional, 
es wirkt in beide Richtungen. 

Für das Urheberrecht ist diese Bidirektionalität jedenfalls im deutschsprachigen 
Raum bekannt. Sie ist nichts anderes als die im Monismus verwobenen vermögens­
und persönlichkeitsrechtlichen Dimensionen 63. Erstere betont die Verfügungsgewalt 
des Individuum über die Information. Zweitere repräsentiert die Rückwirkung der 
Information auf den Menschen. Durch diese Bidirektionalität unterscheiden sich 
subjektive Rechte an Information strukturell von anderen subjektiven Rechten. Horst­
Peter Götting hat in seiner beeindruckenden Habilitationsschrift gezeigt, wie sich 
diese beiden Dimensionen auch in den Rechten am eigenen Bild und am eigenen 
Namen erkennen lassen64. Meine eigene Analyse lässt mich diese Liste noch durch 
andere subjektive Rechte , allen voran das informationelle Selbstbestimmungsrecht, 
soweit es als subjektives Recht an personenbezogener Information verstanden wird, 
ergänzen und vertiefen 65. 

Im Ergebnis impliziert dies ein besseres Verständnis für die Struktur der subjekti­
ven Rechte an Information. Diese strukturelle Verwandtschaft bedeutet aber nicht, 
dass nun ein einheitliches subjektives Recht an Information kodifiziert werden könnte. 
Aufgrund der unterschiedlichen Formen und Kontexte bedürfen diese Rechte stets 
einer Konkretisierung. Aber diese ist im Grundsatz durch die bidirektionale Rechte­
struktur präformiert. 

Der Vorteil einer einheitlichen strukturellen Sicht von subjektiven Rechten an 
Information ist die Vermeidung von Wertungswidersprüchen. So kann etwa nach 
österreichischem Recht jemand gegen die Veröffentlichung seines Bildes (dem kein 
zusätzlicher achrichtenwerr zukommen darf) vorgehen , selbst wenn die damit ver­
bundene achricht zutreffend ist(,6. Gegen die ennung des eigenen amens hinge­
gen kann in analoger Weise - abgesehen von den Bestimmungen des MedienG 67 -

nicht vorgegangen werden 68
• 

63 EuGE ULMER, Urheber- und Verlagsrecht , 3. A., Berlin 1980 , 116. 
64 GOrr1 G (F 53). 
65 V!KTOR MAYER-SCHONBERGER, Information und Reche, Wien/ ew York 2001. 
66 OGH 10.11.1992 , ÖBI 1993 , 36 = MR 1993 , 59 = ecolex 1993 , 159 - Ronald Leitgeb; OGH 

15.12.1992 , MR 1993 , 61 = ÖBI 1993 , 39 - Ausrria Boss. 
67 Vgl.§§ 7, 7a, 7cöMedienG . 
68 OGH 22.10 .1986, JBI 198 , 3 . 
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Eigentümlich ist mitunter auch der Umfang des Rechtes: Während das Urheber­
persönlichkeirsrechr auch nach dem Tod des Urhebers forrdauert 69, endet der analo­
ge persönlichkeirsrechdiche Anspruch am eigenen amen °. Der Bildnisschurz hin­
gegen dauert nur fort , insoweit Interessen von nahen Angehörigen dadurch betroffen 
sind71. 

Vollends widersprüchlich ist schliesslich die Regelung finanzieller Entschädigung 
beim Eingriff in diese subjektiven Rechte. Wer das urheberrechtlich geschützte Werk 
eines Autors ohne dessen Zustimmung verbreitet, hat dafür ein angemessenes Ent­
gelt zu leisren72 . Ein auf einem Photo Abgebildeter hat diesen Anspruch hingegen 
nur, wenn er «prominenn > ist 3. 

In einer Zeit der nahezu vollständigen Digitalisierung ist es nicht nachvollzieh­
bar, warum unterschiedliche «Sorten » von lnformacion so unterschiedlich behandelt 
werden. Das Modell einer gemeinsamen Struktur der subjektiven Rechte an Informa­
tion kann die theoretische Grundlage für die Überwindung dieser (und vieler weite­
rer74) Werrungswidersprüche liefern. Ein derartiges Modell der Rechtsbeziehungen 
könnte in der Folge mir den von Druey untersuchten spiegelbildlichen Rechtsan­
sprüchen kombiniert werden: nicht jenen über, sondern auJinformation 75. Das wäre 
eine innovative Fortenrwicklung moderner informationsrechdicher Ansätze. 

Aber diese strukturelle Vereinheitlichung der Rechte an Information würde in 
den USA nicht Fuss fassen. Sie könnte im Gegenteil sogar zu einer Verstärkung des 
bereits beschriebenen transatlantischen Spannungsfeldes führen. Denn dem informa­
tionsrechcliche Diskurs der USA ist die Sicht auf den innovativen Kern - die bidirek­
tionale Rechtsbeziehung zwischen Information und Individuum - verstellt. 

69 § 60 öUrhG. 
70 WILLIBALD PoscH, in MICHAEL SCHWIMAN (H RSG), ABGB-Praxiskommemar , 2. A., Wien 1990, 

Rz 10 zu§ 43. 
71 § 78 Abs. 1 i.V.m § 78 Abs. 2 i.V.m § 77 Abs . 2 öUrhG; vgl. dazu BGH 1989, JZ 1990 , 37 - Emil 

Nolde . 
72 § 87 öUrhG. 
73 OGH 6.9.1983, ÖBl 1984 , 141 - Fussballwerbung. Die deutsche Lehre fordere in diesem Fall die 

erwas flexiblere, aber grundsärzlich genauso problematische «kommerzi elle Präformierung »; dazu 
J0RGEN HELLE, Besond ere Persönlichkeitsrechte im Privauecht , 2. A., Tübingen 1997, 217. Das 
österreichische Höchstgericht hat d iese Idee «schlampig » übernommen. 

74 MAYER-SCHÖ BERGER (F 65), 48 ff.; vgl. auch CLAus-WILHELM CANARIS, Grundprobleme des 
privatrechtlichen Persönl ichkeit sschurzes , JBI 1991, 205. 

75 D RUEY(F l),217ff. 
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IY. Die transatlantische Hürde 

Zum ersten fehlt den amerikanischen Verfügungsrechten an Information die persön­
lichkeitsrechdiche Komponente 76

• Zum zweiten kennen die Amerikaner keine dem 
Recht am eigenen Bild und Namen unmittelbar vergleichbaren subjektiven Rechte . 
Das «right to publicity » ist anders gebaut 77 . Zum dritten ist der Datenschutz auf 
Bundesebene kaum herausgebilde t78

• Der datenschutzrechdichen Debatte auf ein­
zelstaatlicher Ebene und in den Akademien mangelt es vielfach an theoretischer Fun­
dierung . Zum vierten ist die amerikanische Rechtskultur aussergewöhnlich stark auf 
das Modell des Eigentumsrechts konzentriert . Subjektive Rechte an Information wer­
den, so sie überhaupt ausdifferenziert sind, als «property right » verstanden 79 . 

Voraussetzung für ein auf den bidir ektionalen Rechtsbeziehungen aufbauendes 
Informationsrecht europäischer Prägung wäre folglich mit Veränderungen an der 
Ubiquitär des Eigentumsrechts , - man möge mir diese Polemik ent schuldigen - der 
«heiligen Kuh» amerikanischer Rechtskultur , verbunden 80

. Das ist unwahrschein­
lich. 

Das heisst nun nicht , dass der informationsrechdiche Rechtsrahmen in den USA 
in jedem Fall so bleibt , wie er ist. Veränderungen sind möglich , besonders wenn sie 
utilitari stisch begründbar sind. Schon in der Vergangenheit wurden fremde Rechtsfi­
guren in den amerikanischen informationsrechdichen Kontext übernommen , ohne 
jedoch damit grundlegende Adaptierungen zu verbinden , falls dies im Gegenzug 
eine internationale Stärkung der «incellecrual proper ty righcs» mit sich brachte 81

. 

76 Vgl. nur Final Report of ehe Ad Hoc Working Group on .S. Adherence eo ehe Berne Convention, 
10 Colu mbia-VLAJournal ofLaw and eheArts 513 (1986); das heissr aber nicht, dass das com mon 
law keine Möglichkeit bietet, vergleichbare persönlichkeicsrechcliche Ansp rüche gehend zu ma­
chen ; dazu ]ANE C. G1 SBURG, Urheberpersönlichkeicsrechce im Rechtssystem des Co mmo n Law, 
GR URlnt 1991, 593. 

77 Vgl. auch LEHMAN (F 53). 
78 FRED H . UTE , Privacy in ehe Info rmation Age, Washington 199 , 49 ff. 
79 Un d dort, wo eine derartige Ausdifferenzierung noch nicht stattgefunden hat , wird sie ents pre­

chend prop agiert ; vgl. LAuoo (F 46), MURPHY (F 46), Mru. (F 46). 
80 D azu CAROL M. ROSE, Propercy & Persuasion, Essays on ehe H isrory, Theory, and Rheroric of 

O wnership , Westview 1994; kriti sch MARGARET J E RADI , Rein cerprecing Propercy, Universicy 
of Ch icago Press 1993. 

81 Um den Beicrirt der USA zur RBÜ zur ermöglichen , wurde der Visual Artiscs Righcs Ace 1990 
(Publ ic Law 101-650, Ticle VI, tat 5128-32; eine deutsche Üb ersetzung findet sich in ZUM 
1992, 76) verabschiede t, der erstmals auch geistige Interesse der Urheber ausdrücklich schüzt; zur 
mitunter heftigen Debatt e dazu JOCHE D IESELHORST, Das Ende des «amor alen» Copyright s?, 
GR URint 1992, 902; AooLF D IETZ, Die USA und das «droic mo ral»: Idiosynkrasie oder An nähe­
run g?, GRURlnt 1989, 62 . 
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Denkbar ist auch - auf den ersten Blick überraschend - die Schwächung der «intel­
lecrual propercy rights»; allerdings nicht aus Gründen der Verteilungsgerechtigkeit, 
sondern für den Fall, dass die daraus resultierende , verstärkte Informationsdiffusion 
ein effizienteres wirtschaften erlaubc82. 

V. Wege und Ziele 

Anders als die aufVermeidung von Widersprüchen und Konsistenz abzielenden euro­
päischen Ansätze verbindet sich in den USA Informationsrecht stets mit einem kon­
kreten politischen Gestaltungsziel. Recht ist ein Mittel der gesellschaftlichen Gestal­
tung, und die Debatte darüber , welches Recht wie verändert werden soll, um diesen 
oder jenen positiven uczen zu erzielen, ist in Akademie und Praxis nicht nur legi­
tim, sondern zentral. Im theoretisch überlegenen Europa hingegen versagt man sich 
regelmässig der Gestaltungsaufgabe. Das sei Rechtspolitik und damit nicht Aufgabe 
für Juristen. Verbinder sich aber juristische Theorie nicht mit dem praktischen Ge­
staltungswillen, kann Europa nicht Vorreiter werden und wenigstens versuchen, 
transatlantisch zu wirken. 

Und genau das ist - überspitzt natürlich, wie es sich für einen Essay geziemt- der 
Zustand des Informationsrechts auf beiden Seiten des Atlantiks: Während das wis­
sende Europa sich einmal mehr nicht traut, ist Amerika Helmut Qualtingers «Wilde 
auf der Maschin ' [Motorrad] »83: Sie weiss zwar nicht wohin, ist aber mit Sicherheit 
schneller dort. 

82 Die Rechtsentstehungsgeschichte der Urheberrechtsnovellen in den USA hat jüngst mit diesem 
Ergebnis herausgearbeitet J ESSICA LITMAN, Digital Copyright , Amherst 2001. 

83 H ELMUT Q UALJT! GER, Sämtliche Kabarett-Aufnahmen, Wien 1996. 
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